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Johanna Garnitz, Ann-Christin Rathje und Ute Hannich

China – Fair Play oder große  
Konkurrenz?
Einschätzungen deutscher Unternehmer zur  
Konkurrenzsituation und zukünftigen Gestaltung 
der gemeinsamen Wirtschaftsbeziehungen

Im Rahmen einer Befragung des ifo Instituts im Auftrag der Stiftung Familienunternehmen 
zum Thema »Wirtschaftspolitik für eine starke EU« wurden mehr als 1 400 Familien- und 
Nicht-Familienunternehmen befragt, wie es sich mit der Konkurrenzintensität zu chinesi-
schen Unternehmen bzw. deren Produkten im europäischen Binnenmarkt verhält. Zudem 
konnten die befragten Unternehmen eine Einschätzung abgeben, wie sich die Europäische 
Union gegenüber der Volksrepublik positionieren sollte.
Die Ergebnisse basieren auf einer im Zeitraum von April bis Juni 2019 durchgeführten 
Unternehmensbefragung und sind im »Jahresmonitor der Stiftung Familienunternehmen« 
(vgl. Stiftung Familienunternehmen 2019) veröffentlicht. Demnach erwarten die befragten 
Unternehmen vor allem die verbesserte Durchsetzung des Schutzes geistigen Eigentums 
(66%) und den Abbau von Investitionsbeschränkungen für europäische Unternehmen in 
China (51%). Protektionistische Maßnahmen wie Schutzzölle oder Importquoten werden im 
Hinblick auf China mehrheitlich nicht präferiert.

Chinas Rolle in der Weltwirtschaft hat in den letz-
ten Jahren an Bedeutung gewonnen – das Reich 
der Mitte ist ein wichtiger Produktionsstandort und 
Absatzmarkt für deutsche Unternehmen. Doch das 
zunehmende Angebot chinesischer Produkte auf 
dem deutschen und europäischen Markt sowie der 
Anstieg von direkten chinesischen Auslandsinvesti-
tionen erzeugen immer mehr Skepsis in Politik und 
Gesellschaft (vgl. Felbermayr, Goldbeck und Sand-
kamp 2019). Diese Tatsache spiegelt sich beispiels-
weise auch in der Ende 2018 abgeschlossenen Novel-
lierung der deutschen Außenwirtschaftsverordnung 
wider, wonach der Kauf von Unternehmensanteilen 
durch außereuropäische Investoren im Bereich der 
kritischen Infrastrukturen nunmehr strengeren Über-
prüfungsregeln unterliegt.

Der folgende Artikel befasst sich mit der wirt-
schaftlichen Beziehung zwischen China und der Euro-
päischen Union sowie Deutschland. Anhand der 
Ergebnisse der Unternehmensbefragung wird die Ein-
stellung der deutschen Unternehmen zur Konkur­
renzsituation mit chinesischen Produkten sowie 
deren Erwartungen hinsichtlich wirtschaftspolitscher 
Maßnahmen der EU gegenüber China dargestellt. 

Der abschließende Ausblick widmet sich unter 
anderem der Ausgestaltung der wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen China und der EU im Hinblick 

auf den Umgang mit ausländischen Investitionen und 
den grenzüberschreitenden Marktzugang. 

CHINESISCHE KONKURRENZ FÜR DEUTSCHE 
UNTERNEHMEN?

Die Wirtschaftskraft der Europäischen Union und 
China gehört neben den USA zu den größten der Welt. 
Der EU-Wirtschaftsraum ist mit China durch rege  
Handelsbeziehungen verflochten. So war im Jahr 
2017 die EU Chinas größter Handelspartner mit 
einem Anteil von 13% an den Warenimporten nach 
China (217 Mrd. Euro) und einem Anteil von 16% an 
den Warenexporten aus China (332 Mrd. Euro). Gleich-
zeitig hatte China einen Anteil von 11% (198 Mrd. 
Euro) an den EU-Warenexporten in Drittländer und 
20% (375 Mrd. Euro) an den EU-Warenimporten und 
war damit der größte (Extra-EU-)Einfuhrhandels- 
partner (vgl. Eurostat 2019; UNCTADstat 2019). Der 
Anteil chinesischer Importe nach Deutschland be- 
läuft sich auf fast 10%. 

Im Vergleich dazu kommen 56% aller Einfuhren 
nach Deutschland aus dem EU-Binnenmarkt und 
rund 6% aus den USA (vgl. Eurostat 2019; UNCTAD-
stat 2019). Die Bedeutung Chinas als Handelspartner 
sowohl im EU-Binnenmarkt als auch in Deutschland 
nimmt stetig zu. 
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Aus diesem Grund wurden die Unternehmen zur 
Konkurrenzintensität chinesischer Produkte im Bin-
nenmarkt befragt. Abbildung 1 zeigt die Ergebnis­
se für die Gesamtheit der Unternehmen sowie Fami-
lien- und Nicht-Familienunternehmen, Abbildung 2 
stellt die Ergebnisse für unterschiedliche Wirtschafts­
bereiche dar. 

Für ein Drittel der Unternehmen sind chinesi-
sche Produkte nicht relevant. Das bedeutet, dass 
Produkte dieser Unternehmen nicht im Wettbewerb 
zu chinesischen Produkten stehen, weil es diesbe-
züglich keine vergleichbaren und damit konkurrie-
renden Erzeugnisse gibt. Für rund 23% sind chine- 
sische Produkte im EU-Binnenmarkt bereits eine 
große Konkurrenz, für 14% eine mittlere. 11% emp-
finden chinesische Fabrikate als keine und 17% als 
geringe Konkurrenz.1

Bei der Analyse der Antworten auf Sektoren­
ebene wird deutlich, dass fast jedes zweite Unter-
nehmen im produzierenden Gewerbe eine mittlere 

1	 Die Unterscheidung nach Familien- und Nicht-Familienunterneh-
men zeigt wenig Variation, insbesondere wenn die Anteile »keine 
und geringe Konkurrenz« sowie »mittlere und große Konkurrenz« 
zusammengenommen werden. Dann zeigt sich ein recht einheitli-
ches Bild von rund 37% der Unternehmen, die chinesische Produkte 
als rivalisierend gegenüber ihren eigenen empfinden, und etwa 28%, 
die keinen oder nur geringen Konkurrenzdruck aus China spüren. 

oder große Konkurrenz gegen-
über chinesischen Erzeug­
nissen spürt (vgl. Abb. 2). Mit 
fast 40% folgen der Handel  
und das Gastgewerbe (mitt- 
lere und große Konkurrenz) 
sowie der Bereich der Dienst­
leistungserbringung mit im­
merhin knapp 30%. Für das 
Baugewerbe haben chinesi-
sche Unternehmen mehrheit-
lich keine Relevanz. Bei der 
Auswertung nach Größen-
klassen zeigt sich mit stei­
gender Beschäftigtenzahl eine  
zunehmende Konkurrenzin- 
tensität und höhere Relevanz 

von chinesischen Konkurrenzprodukten. 
Wie stark die Konkurrenzintensität zu chine­

sischen Produkten ausgeprägt ist, hängt darüber 
hinaus vom Auslandsumsatz des jeweiligen Un­
ternehmens ab. Exporteure mit einem hohen Aus-
landsumsatzanteil konkurrieren mit einer höheren 
Wahrscheinlichkeit mit chinesischen Produkten als 
Firmen mit geringeren bzw. gar keinen Umsätzen im 
Ausland.

WIRTSCHAFTSPOLITISCHE MASSNAHMEN DER 
EU GEGENÜBER CHINA – PRÄFERENZEN DER 
BEFRAGTEN UNTERNEHMEN

Chinesische Investitionen in der Europäischen Union 
beliefen sich im Jahr 2010 auf 2,1 Mrd. Euro und sind 
seitdem fast kontinuierlich angestiegen. Im Jahr 
2016 erreichten sie mit 37,2 Mrd. Euro einen Höhe-
punkt. Seit 2017 sind die jährlich abgeschlossenen 
chinesischen Transaktionen wieder rückläufig (2018: 
17,3 Mrd. Euro). Der Löwenanteil der chinesischen 
Direktinvestitionen floss vor allem in die drei größ- 
ten Volkswirtschaften Europas, in das Vereinigte 
Königreich, nach Deutschland und Frankreich. In 
Deutschland belaufen sich die von 2000 bis 2018 ku­
mulierten chinesischen Transaktionen auf 22,2 Mrd. 

Euro (vgl. Hanemann, Huo-
tari und Kratz 2019). Nicht 
nur diese hohe Investitions-
summe, sondern auch die 
Beteiligungen über alle Sek-
toren hinweg (zum Beispiel 
Automobil, Finanz- und Unter-
n e h m e n s di e n s t le i s t unge n 
sowie Gesundheit und Bio-
technologie) wecken Miss- 
trauen in Europa und in 
Deutschland. Chinas nationa­
le Strategie »Made in China 
2025« mit dem Ziel der Tech-
nologieführerschaft, aber 
auch die »Belt-and-Road- 
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Anzahl der Beobachtungen: 1 298. Angaben gerundet.
Quelle: Jahresmonitor 2019; Berechnungen des ifo Instituts.

Konkurrenz chinesischer Produkte im EU-Binnenmarkt
Frage: Stufen Sie chinesische Unternehmen bzw. deren Produkte als Konkurrenz 
im EU-Binnenmarkt für Ihr Unternehmen ein?
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Konkurrenz chinesischer Produkte im EU-Binnenmarkt auf Sektorenebene
Frage: Stufen Sie chinesische Unternehmen bzw. deren Produkte als Konkurrenz 
im EU-Binnenmarkt für Ihr Unternehmen ein? 
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Initiative« als Mammut-Infrastrukturprojekt zeugen 
von den wirtschaftlichen Ambitionen der Volksre-
publik und werden hierzulande oft als Angriff auf die 
marktwirtschaftliche Grundordnung verstanden (vgl.  
Felbermayr, Goldbeck und Sandkamp 2019). Die  
aktuelle Investitionspolitik Chinas ist ein Weg,  
seine Investitionen zu diversifizieren und den  
Zugang zu wichtigen Kunden und Lieferanten 
sicherzustellen. 

Der Anstieg der chinesischen Investitionstä­
tigkeit hat mehrere Länder veranlasst, die Richt- 
linien zu verschärfen und Beschränkungen für aus­
ländische Übernahmen zu verhängen. Auf europä-
ischer Ebene mehren sich die Forderungen, diese 
Investitionen noch weiter einzuschränken. Der 
Höhepunkt chinesischer Direktinvestitionen scheint 
jedoch bereits erreicht worden zu sein. Die Gründe 
liegen einerseits an einer staatlich motivierten, res-
triktiveren Haltung Chinas gegenüber abgehenden 
Kapitalströmen, andererseits dürften die von der 
EU angestoßenen Überwachungsrichtlinien für aus­
ländische Direktinvestitionen in kritische Vermögens-
werte, Technologien und Infrastrukturen (Beteiligun-
gen mit über 10% Anteil) in einigen Mitgliedstaaten 
erste Früchte tragen und chinesische Investitions­
aktivitäten weiter einschränken (vgl. Hanemann, 
Huotari und Kratz 2019). 

Vor dem wachsenden Bewusstsein, dass sich das 
Gleichgewicht der durch China geschaffenen Heraus-
forderungen und Chancen verschoben hat, wurden 
die Unternehmen befragt, welche wirtschaftspoli­
tischen Maßnahmen die Europäische Union gegen-
über der Volksrepublik ergreifen solle (vgl. Abb. 3). 
Dabei sollten sie aus vorgegebenen sieben und einer 
frei wählbaren Maßnahme (»Sonstiges« mit Freitext-
feld) maximal zwei auswählen.

Die mit 66% von den Unternehmen am häufigs-
ten gewünschte wirtschaftspolitische Maßnahme 

der EU gegenüber China ist ein verbesserter Schutz 
geistigen Eigentums, gefolgt vom Abbau von Inves-
titionsbeschränkungen für europäische Unterneh- 
men in China (51%). 44% der Unternehmen wün-
schen sich die Einhaltung gleichwertiger Arbeits- 
und Umweltstandards, und 39% plädieren für staat-
liche Vorkaufsrechte bei chinesischen Investitionen 
in europäische Unternehmen. Die Nicht-Familien­
unternehmen äußern eher eine Präferenz für staat-
liche Vorkaufsrechte (41%) statt für die Einhal- 
tung gleichwertiger Arbeits- und Umweltstandards 
(36%). Protektionistische Maßnahmen wie die Ein-
führung von Schutzzöllen oder Importquoten wer-
den von den befragten Unternehmen mit großer 
Mehrheit nicht befürwortet. Dies lässt erkennen, 
dass die Unternehmen größeren Wert auf langfristig 
angelegte und damit nachhaltige Maßnahmen legen 
als auf protektionistisch wirkende, kurzfristige Vor-
kehrungen. Keine Maßnahmen gegenüber China zu 
ergreifen ist für die Unternehmen keine Option. 

Auf der Sektorenebene messen vor allem die 
Unternehmen des produzierenden Gewerbes (74%) 
dem besseren Schutz geistigen Eigentums eine hohe 
Bedeutung bei. Insbesondere der Technologietrans-
fer an China wird darüber hinaus im Rahmen einer 
Befragung des ifo World Economic Survey von den 
deutschen Wirtschaftsexperten als kritisch einge-
stuft (vgl. Boumans und Garnitz 2019). Der Schutz 
des geistigen Eigentums ist besonders für die Unter-
nehmen der Europäischen Union von Bedeutung, die 
sich an der weltweiten Technologiegrenze bewegen. 
Dementsprechend sollte die EU in einer gemeinsa-
men Position weiter auf dessen striktere Einhaltung 
in China hinwirken. 

Firmen, die Unternehmensdienstleistungen 
− insbesondere Finanz- und Versicherungsdienst­
leistungen − anbieten, wünschen neben dem ver-
besserten Schutz geistigen Eigentums vor allem den 

Abbau von Investitionsbe-
schränkungen in China (60%). 
Während chinesische Finanz-
technologie- und Online-Zah-
lungsunternehmen, Kreditkar-
tenanbieter, Banken und Ver-
sicherer ihre Präsenz in der EU 
ausweiten, wird europäischen 
Wirtschaftsbeteiligten der Zu­
gang zum chinesischen Markt 
verwehrt (vgl. Europäische 
Kommission 2019). Dement-
sprechend berichtet ein Drit-
tel der Finanz- und Versiche-
rungsdienstleister über eine 
große Konkurrenz zu chine­
sischen Unternehmen im EU- 
Binnenmarkt. 

Der Abbau von Investi­
tionsbeschränkungen ist dar- 
über hinaus vor allem für Fir- 
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Geforderte wirtschaftspolitische EU-Maßnahmen gegenüber China
Frage: Welche wirtschaftspolitischen Maßnahmen sollte die EU gegenüber China ergreifen? 
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men mit über 1 000 Beschäftigten von Bedeutung. 
Die Analyse des Freitextfeldes »Sonstiges« ergibt zu­
dem, dass sich viele Befragte für Reziprozität hin- 
sichtlich der chinesisch-europäischen Wirtschafts­
beziehungen aussprechen. Die Unternehmen wün-
schen sich gleiche Wettbewerbsbedingungen und 
einen beiderseitigen Marktzugang.

AUSBLICK

Im Hinblick auf die europäisch-chinesischen Wirt-
schaftsbeziehungen sollte nach Ansicht von Fuest 
(2019, S. 4) »nicht die Abschottung der europäischen 
Märkte gegenüber chinesischer und sonstiger inter-
nationaler Konkurrenz […], sondern die Öffnung der 
ausländischen Märkte« zielführend sein: »Der Zugang 
chinesischer Investoren und Unternehmen zum euro-
päischen Binnenmarkt sollte sich an den Regelun-
gen orientieren, die für europäische Unternehmen in 
China gelten« (Fuest 2019, S. 5). Für europäische Inves-
toren in China wären niedrigere Markteintrittsbarrie-
ren und eine nicht-diskriminierende Behandlung von 
bereits getätigten Investitionen essenziell – entspre-
chend den Ergebnissen der Unternehmensbefragung 
sollte die Europäische Union auf den Abbau der Inves-
titionsbeschränkungen für europäische Unterneh-
men in China hinwirken.

In einem Papier der Europäischen Kommission an 
das Europäische Parlament und den Rat zu den stra-
tegischen Perspektiven der EU-China-Beziehungen 
wurde bereits im März 2019 die Forderung an China 
formuliert, den Aufbau einer ausgewogenen und auf 
Gegenseitigkeit beruhenden wirtschaftlichen Bezie-
hung voranzubringen und den bestehenden gemein-
samen Verpflichtungen gegenüber der EU durch den 
Abbau von Subventionen und der Abschaffung des 
erzwungenen Technologietransfers nachzukommen 
(vgl. Europäische Kommission 2019).

Auf der anderen Seite sollte die weitere Öffnung 
des europäischen Marktes für chinesische Investi­
tionen angestrebt werden, trotz der steigenden Vor-
behalte gegen chinesische Übernahmen (vgl. Bicken-
bach, Liu und Li 2015). Am besten dürften sich die 
Forderungen nach ausgewogenen beidseitigen Inves-
titionsbeziehungen in einem umfassenden Investi-
tionsabkommen Chinas mit der Europäischen Union 
verwirklichen, langfristig sollte auch ein Handels-
abkommen mit China angestrebt werden (vgl. Falck 
2019). 

In diesem Zusammenhang gilt es, dass seit 2013 
in Verhandlung stehende Investitionsabkommen 
zügig abzuschließen, um auf beiden Seiten ausge-
wogene Investitionsbeziehungen und die faire und 
gleiche Behandlung von in China tätigen EU-Unter-
nehmen und vice versa zu erreichen (vgl. Europäi-
sche Kommission 2019). Das vom chinesischen Volks-
kongress beschlossene ausländische Investitionsge-
setz foreign investment law, das am 1. Januar 2020 
in Kraft getreten ist, setzt in diese Richtung an. Der 

darin festgehaltene Gleichbehandlungsgrundsatz soll 
den erzwungenen Technologietransfer von auslän­
dischen an chinesische Partner unterbinden und den 
Diebstahl geistigen Eigentums unter strafrechtliche 
Sanktionen stellen. Das Gesetz sieht einerseits nach 
außen hin für ausländische Investoren vielverspre-
chend aus, andererseits gibt es weiterhin eine Nega- 
tivliste in Wirtschaftsbereichen, in denen auslän­
dische Investoren und Unternehmen nicht oder nur 
eingeschränkt tätig werden dürfen. Zudem sind im 
Gesetz eine sicherheits- und kartellrechtliche Prü-
fung angelegt, womit auch zukünftig der Marktzugang 
von ausländischen Investitionen und Unternehmen 
gesteuert werden kann (vgl. Drinhausen 2019). Ob sich 
mit dem neuen Gesetz wirklich die geforderte Gleich-
behandlung einstellt, wird sich zeigen. Umso wich­
tiger erscheint es, das EU-China-Investitionsabkom-
men zeitnah zum konkreten Abschluss zu bringen. 

Der vorgeschlagene Aktionsplan der EU-Kom-
mission sieht außerdem vor, Leitlinien hinsichtlich 
Arbeits- und Umweltstandards für den Zugang aus-
ländischer Bieter und Waren zum EU-Beschaffungs-
markt zu erarbeiten sowie bestehende Lücken im 
EU-Recht bezüglich staatlicher Beteiligungen und 
Finanzierungen zu schließen (vgl. Europäische Kom-
mission 2019). 

Das von den Unternehmen teilweise gefor-
derte staatliche Vorkaufsrecht bei möglichen chi-
nesischen Investitionen in europäische Unterneh-
men wird im Maßnahmenplan der EU-Kommission 
nicht abgedeckt. Allerdings werden die Mitgliedstaa-
ten aufgefordert, die im April 2019 in Kraft getretene 
Verordnung über die Überprüfung ausländischer 
Direktinvestitionen in kritische Vermögenswerte, 
Technologien und Infrastrukturen zügig, vollständig 
und wirksam umzusetzen. Unabhängig davon gibt 
es in Deutschland durch die Ende 2018 beschlossene 
Novellierung der deutschen Außenwirtschaftsverord-
nung bereits einen behördlichen Überprüfungsme-
chanismus bei einer geplanten, über zehnprozenti-
gen Beteiligung nicht-europäischer Unternehmen an 
deutschen Firmen mit kritischen Infrastrukturen (vgl. 
Hanemann, Huotari und Kratz 2019). Die von der EU 
angestoßenen Überprüfungsmechanismen für Inves-
titionen in kritische Vermögenswerte, Technologien 
und Infrastrukturen sind eine sinnvolle Maßnahme, 
allerdings sollten diese nicht zum Zwecke der Diskri-
minierung für Investitionen aus China missbraucht 
werden, zumal die öffentliche Wahrnehmung chine-
sischer Übernahmen bevorzugt mit einem negativen 
Generalverdacht einhergeht.2

2	 Die negativere Wahrnehmung chinesischer Direktinvestitionen 
in Vergleich zu Investitionen aus anderen Ländern wurde in einer 
Befragung des ifo World Economic Survey, einer internationalen 
Konjunkturumfrage unter Wirtschaftsexperten, bestätigt: Demnach 
waren rund 66% der befragten Experten der Meinung, dass chinesi-
sche Direktinvestitionen in der EU negativer wahrgenommen werden 
als Investitionen aus anderen Ländern. Für Deutschland ist die Wahr-
nehmungskluft sogar größer, hier bestätigen über 85% der Wirt-
schaftsexperten, dass Investitionen aus China skeptischer betrachtet 
werden als aus anderen Ländern (vgl. Boumans und Garnitz 2019).
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Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 
viele der von den Unternehmen geforderten EU-Maß-
nahmen gegenüber China bereits formuliert sind. 
Zum einen handelt es sich um konkrete Forderun-
gen an China, zum anderen ist die EU bestrebt, beste-
hende Lücken zu schließen und ihrerseits Maßnah-
men zu treffen, um die geforderten reziproken wirt-
schaftlichen Beziehungen zu erhalten. Allerdings sind 
die Maßnahmen bis jetzt lediglich Vorschläge der 
EU-Kommission, deren mögliche Umsetzung in Form 
von Verordnungen, Richtlinien bzw. Gesetzen noch 
einige Zeit in Anspruch nehmen wird.
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